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Landkreis: Rems-Murr-Kreis 
Gemeinde: Urbach 
Gemarkung: Oberurbach 

Bebauungsplan der Innenentwicklung nach 
§ 13a BauGB und örtliche Bauvorschriften  
Nr. 233 „Wasenwiesen - Änderung 
Wasenstraße 50 - 60“ 
Begründung     
Ziel, Zweck und wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
1. Lage des räumlichen Geltungsbereiches 
Das Plangebiet liegt im Gewerbegebiet am westlichen Ortsrand von Urbach und umfasst die 
nördlich der Wasenstraße gelegenen Grundstücke (Flurstücke Nrn. 3357 Wasenstraße 50, 
3357/2 Wasenstraße 58 und 60 sowie 3357/4 ehem. Trafostation).  

 

2. Erfordernis der Planaufstellung 
Gemäß § 1 (3) und § 2 (1) BauGB sind die Bauleitpläne von den Gemeinden in eigener 
Verantwortung aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist. 
Die Gebäude Wasenstraße 58 und 60 sollen abgebrochen werden. Hier ist ein zwei- bis 
dreigeschossiger Anbau an das bestehende Betriebsgebäude Wasenstraße 50 geplant. Im 
Untergeschoss ist eine Tiefgarage mit Zufahrt von der Siemensstraße vorgesehen, darüber, 
Produktions-, Büro- und Sozialräume, Ausstellungs- und Museumsbereich, Kantine, Büro- 
und Sozialräume sowie ein Restaurant. Der Neubau erstreckt sich über einen 12,50 m 
breiten Streifen, in dem sich früher eine öffentliche Fläche befand, die längst entwidmet und 
verkauft ist. Darin verläuft eine Stromleitung, deren Bestand durch Leitungsrecht gesichert 
wird. Außerdem wird in heute nicht mehr erforderliche Sichtfelder im Bereich Wasenstraße 
und Siemensstraße eingegriffen. Dadurch werden die Grundzüge des bisherigen 
Bebauungsplans berührt, weshalb ein Änderungsverfahren notwendig wird.  
 

3. Planerische Vorgaben 
Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung (gemeinsamer Flächennutzungsplan des 
Gemeindeverwaltungsverbands Plüderhausen - Urbach) ist das Gebiet als gewerbliche 
Baufläche dargestellt. Der Bebauungsplan entspricht damit dem planungsrechtlichen 
Entwicklungsgebot. 

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist das Gebiet bisher durch den 
Bebauungsplan Nr. 113 „Wasenwiesen“ überplant. 

 

4. Momentane Nutzung 
Die im Geltungsbereich des Bebauungsplans gelegenen Grundstücke werden derzeit 
gewerblich genutzt, ein ehemaliges Wohnhaus steht leer.  
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5. Städtebauliche Zielsetzung und Planung 
Die Festsetzungen des bisherigen Bebauungsplans gelten weitgehend weiter. Dieser enthielt 
keinerlei Festsetzungen zur zulässigen Gebäudehöhe. Diese wurde überwiegend auf 10 m 
über der im Plan festgelegten Bezugshöhe, teilweise auf 13,50 m erhöht bzw. auf 6 m 
begrenzt. So soll eine verträgliche zukunftsweisende Entwicklung auf dem Betriebsareal 
ermöglicht werden, die auf die umgebende Bebauung Rücksicht nimmt. Die Festsetzungen 
wurden außerdem ergänzt um heutige Standards bei Dachbegrünungen und 
wasserdurchlässig anzulegende oberirdische Stellplätze. Für die Bäume entlang der 
Wasenstraße wurden Pflanzbindungen festgesetzt, damit diese ortsbildprägende Baumreihe 
erhalten bzw. bei Abgang ersetzt wird.  
 

6. Erschließung 
Die Erschließung des Plangebiets erfolgt unverändert über die Wasenstraße und die 
Siemensstraße. Die Ver- und Entsorgung des Plangebiets wird durch den Anschluss an die 
vorhandenen Infrastrukturanlagen gesichert. 

 

7. Überschwemmungsgebiet 
Nach den Hochwassergefahrenkarten (HWGK) des Landes Baden-Württemberg wird der 
Planbereich bei einem 100-jährlichen Hochwasserereignis überschwemmt und liegt damit im 
gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet HQ100. Teilbereiche werden bereits ab 
einem 50-jährlichen Hochwasserereignis (HQ50) überschwemmt (vgl. Anlage). 
Entsprechend § 78 Abs. 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) hat die Gemeinde in 
festgesetzten Überschwemmungsgebieten bei der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung 
von Bauleitplänen für die Gebiete, die nach § 30 Absatz 1 und 2 oder § 34 des 
Baugesetzbuches zu beurteilen sind, in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 des 
Baugesetzbuches insbesondere zu berücksichtigen: die Vermeidung nachteiliger 
Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger, die Vermeidung einer Beeinträchtigung des 
bestehenden Hochwasserschutzes und die hochwasserangepasste Errichtung von 
Bauvorhaben. Das gesetzlich festgesetzte Überschwemmungsgebiet ist nachrichtlich im 
Bebauungsplan dargestellt. Der Retentionsausgleich wird im Baugenehmigungsverfahren 
nachgewiesen. Ein Alternativstandort außerhalb von Überschwemmungsgebieten für die 
Betriebserweiterung ist nicht vorhanden, da es sich um eine Erweiterung eines vorhandenen 
Gewerbebetriebs handelt; dieser ist auf die räumliche Nähe zum Bestand angewiesen und 
nutzt die firmeneigenen Grundstücke. Außerdem wird dem Prinzip „Innenwicklung vor 
Außenentwicklung“ Rechnung getragen.  

 

8. Planstatistik 

 

Gesamtfläche des Plangebietes 

Industriegebiet (GI) 

 ca. 132 a
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9. Auswirkungen der Planung/ Beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB  
Das Bebauungsplanverfahren wird als Verfahren nach §13a BauGB (Bebauungspläne der 
Innenentwicklung) durchgeführt, da es sich bei der Bebauung einer innerörtlichen 
Brachfläche um eine Maßnahme der Innenentwicklung handelt. Die Anforderungen 
hinsichtlich der maximalen Grundfläche nach §13a (1) BauGB sind erfüllt. Anhaltspunkte für 
die Beeinträchtigung von FFH- und Vogelschutzgebieten bestehen nicht.  
 
Die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Umweltprüfung nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht bedürfen, wird nicht begründet. Eine 
E/A-Bilanz und ein naturschutzrechtlicher Ausgleich sind nicht notwendig, weil Eingriffe, die 
auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 13a (2) 
Nr. 4 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder als zulässig gelten. Durch 
die Änderung des Bebauungsplans sind die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des 
§ 44 Bundesnaturschutzgesetzes nicht berührt.  
 
 
 
gefertigt:  
Urbach, den 20.11.2018/26.02.2019 
Bürgermeisteramt Urbach 
 

 

  

Fehrlen 
Bürgermeisterin 
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